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Die Verknüpfung mit der rechtzeitigen und vollständigen Vorlage des 

Verwendungsnachweises wird allerdings abgelehnt. Mitunter ist kein direkter Einfluss 

der Länder auf die Vorlage von für die Erstellung des Verwendungsnachweises 

notwendigen Unterlagen gegeben. Die Verwendungsnachweise werden damit zwar 

rechtzeitig, aber zu diesem Zeitpunkt möglicherweise nicht vollständig vorgelegt. 

Hinzu kommt, dass manche Bestandteile des Verwendungsnachweises weder 

rechtzeitig noch vollständig vorgelegt werden können. Insbesondere sei auf die 

Angaben zu den SPNV-Verkehrsverträgen und den Angaben zur Reduzierung des 

Energieverbrauchs, der Schadstoffemissionen sowie der Lärmemissionen verwiesen. 

Damit würde bereits jetzt feststehen, dass die Mittel in Höhe von 350 Mio. Euro der 

Finanzierung des ÖPNV aus rein formalistischen Gründen entzogen würden. 

Ebenso wenig kann die Änderung des § 9 Absatz 6 RegG hingenommen werden. 

Denn es handelt sich, anders als in der Begründung dargestellt, um eine echte 

Änderung des Regelungsgehaltes von § 9 Absatz 6 RegG und gerade nicht um eine 

bloße Klarstellung. Wie schon der Anlage 5 (Nummer 6) zum Regionalisierungsgesetz 

entnommen werden kann, sind und waren Tarifausgleiche aus 

Regionalisierungsmitteln schon immer zulässig. Der Wortlaut des bisherigen § 9 

Absatz 6 RegG hat ebenfalls keine Einschränkungen in Bezug auf Tarifabsenkungen 

festgelegt. Es wurde dort lediglich das Verbot der Landesmittel ersetzenden hälftigen 

Finanzierung aus Regionalisierungsmitteln für das Grundticket normiert. Ein Verbot 

der Finanzierung von Tarifabsenkungen würde die Beendigung etablierter und auf das 

Deutschlandticketsystem umgestellter Tickets zur Folge haben. Hinzu kommt, dass 

möglicherweise das Deutschlandticket sogar kannibalisierender Tarifabsenkungen 

anderer Tickets aus regulären Regionalisierungsmitteln auch durch die Neuregelung 

nicht unterbunden werden. Hier liegt eine klare Ungleichbehandlung vor. 


